
Der Sauerland-Prozess gegen vier mut-
maßliche islamistische Terroristen
könnte schneller vorbei sein als ur-
sprünglich erwartet. Nach Beratungen
ohne ihre Anwälte kündigten alle vier
Angeklagten Geständnisse an – und er-
hoffen sich davon einen Strafnachlass.
Von Frank Christiansen

DÜSSELDORF. Der mutmaßliche Terrorist
Adem Yilmaz verlor in dem Geduldsspiel
als erster die Nerven. Schon am vergange-
nen Freitag kündigte er bei einem Besuch
seiner Familie im Wuppertaler Gefängnis
an, im Sauerland-Prozess ein umfassendes
Geständnis abzulegen. Das wurde eifrig no-
tiert von den mithörenden Beamten des Bun-
deskriminalamts und von Yilmaz mit der
Bitte versehen, dies dem Gericht kundzu-
tun. Am Dienstag bekräftigte der 29-Jäh-
rige seine Absicht vor dem Düsseldorfer
Oberlandesgericht.

Alle vier Angeklagten durften sich darauf-
hin erstmals gemeinsam besprechen, und
nach kurzer Zeit war klar: Alle werden Ge-
ständnisse ablegen, erklärten die Verteidi-
ger. „Es wird auch Überraschungen geben“,
so ein Verteidiger. Richter Ottmar Breidling
zeigte sich erleichtert und stellte einen spür-
baren Rabatt bei den Freiheitsstrafen in
Aussicht, wenn denn aufrichtig und umfas-
send gestanden werde. Ausgerechnet der bis-
lang so flegelhaft auftretende Yilmaz, gegen
den das Gericht bereits mehrere Wochen
Ordnungshaft verhängt hatte,
kann mit seinem Vorstoß nun den
Durchbruch für sich beanspru-
chen und auf den größten Straf-
nachlass hoffen. Dabei gehe es
ihm darum gar nicht, erklärte er
dem verblüfften Publikum: Ihm
sei schlicht langweilig. Er wolle
nicht mehr. Beim Gericht rannte
er dennoch offene Türen ein.

Nach sieben Wochen und 15
Verhandlungstagen ist damit die bisherige
Verteidigungsstrategie obsolet. Es mache
keinen Sinn, weiter zu schweigen, um dann
im Urteil die „volle Packung“ zu erhalten,
erklärte Yilmaz und kam damit vermutlich
seinem Mitangeklagten Atilla Selek knapp
zuvor. Dessen Verteidiger Axel Nagler hatte
angesichts der gewaltigen Beweisfülle und
des vergleichsweise geringen Tatbeitrags
seines Mandanten ebenfalls ein baldiges Ge-
ständnis in Aussicht gestellt.

Yilmaz hofft nun nach eigenen Worten
vor allem auf ein schnelles Ende des Prozes-
ses. Aber genau das könnte sich als Trug-
schluss erweisen. Denn der Senat hat schon

in früheren Terrorverfahren Geständnisse
monatelang und akribisch genau überprüft.

Das Gericht ist vor allem an den interna-
tionalen Strukturen des islamistischen Ter-
rors interessiert, wie Richter Breidling
durchblicken ließ. Er zitierte am Dienstag ei-
nen aktuellen Medienbericht, der auf eine
Nähe der Islamischen Dschihad Union (IJU)
zum Terror-Netzwerk El Kaida verweist.
Breidling geht es dabei besonders auch um
Hintermänner, Geldgeber, Verbindungs-
leute und Führungsstrukturen der IJU.

Die zum Islam konvertierten Deutschen
Fritz Gelowicz und Daniel Schneider, der
Deutschtürke Selek und der Türke Yilmaz
sollen eine Terrorzelle der IJU gebildet und
in Deutschland schwere Anschläge mit Au-
tobomben geplant haben. Drei der Islamis-
ten waren am 4. September 2007 im sauer-
ländischen Oberschledorn von der Anti-Ter-
ror-Spezialeinheit GSG 9 festgenommen
worden, der Vierte wurde später in der Tür-
kei verhaftet.

Richter Breidling appellierte gestern an
größtmögliche Offenheit der Angeklagten:
„Butter bei die Fische. Alle Karten auf den
Tisch – und zwar offen, nicht gezinkt.“

Von Basil Wegener

BERLIN. Auch der jüngste Arzneimittel-
report 2009 der Gmünder Ersatzkasse
(GEK) hat es in sich. Man lernt, dass neue
Mittel aus dem Genlabor mit Jahreskosten
von bis zu 80 000 Euro pro Patient die Aus-
gaben der Krankenkassen in die Höhe trei-
ben. Und dass Ärzte immer noch oft teurere
Mittel statt günstigerer Varianten verord-
nen und Demenzkranken viele starke und
riskante Beruhigungsmittel verschreiben.

Wo sind die Hauptprobleme auf dem Arz-
neimittelmarkt?

Schlaglicht leichtsinnige Verordnungen:
29 Prozent der Männer und 33 Prozent der
Frauen mit Demenz bekämen Beruhigungs-
mittel, obwohl Schlaganfälle und Lungen-
entzündungen zu den Risiken zählen, sagt
Studienautor Gerd Glaeske. Pflegemängel
sollten so ausgeglichen werden. Solange die
Ärzte dies mit ihrem Rezeptblock mitmach-
ten, bedeute das „eine Gefährdung sonder-
gleichen“. Er wirft den Medizinern deshalb
„chemische Gewalt gegen Ältere“ vor.

Schlaglicht teuere Neuerungen: „Gentech-
nisch hergestellte Arzneimittel beginnen ei-
nen Siegeszug“, sagt der GEK-Vorsitzende

Rolf-Ulrich Schlenker. Pharmafirmen set-
zen immer stärker auf Spezialmittel. Pa-
tente von Verkaufsschlagern laufen ab,
neue Hoffnungsträger für die Masse sind
rar. Da Molekularbiologen etwa Krebs im-
mer besser verstehen, können neue Mittel ge-
gen bestimmte Krebsarten entwickelt wer-
den. Sie setzen gezielter an. Klein sind oft
die Betroffenengruppen, der Umsatz
stimmt wegen der hohen Preise trotzdem.
Die Hersteller können die Preise anders als
in anderen Ländern frei gestalten und tun
dies oft zu großzügig, so Glaeske.

„Ich habe etwas dagegen, dass sie zu die-
sen hohen Preisen in den Markt kommen“,
kritisiert der Bremer Professor. Bei den von
ihm analysierten elf Millionen GEK-Verord-
nungen hatten die Spitzenreiter dieser Mit-
tel Steigerungsraten von über 50 Prozent.

Schlaglicht Scheininnovationen: Seit Jahren
bemängeln Forscher die massenhafte Nut-
zung von nur scheinbar besseren neuen Mit-
teln. Leicht könnten sie ohne Schaden für
die Patienten, aber zum Nutzen der Beitrags-
zahler durch Generika und günstigere Mit-
tel ersetzt werden, lautet der Vorwurf. Der
GEK-Report gibt hier erstmals Entwar-
nung: Insgesamt könnten durch den Ver-
zicht auf Scheininnovationen nur noch rund

1,5 der 29,2 Milliarden Euro an Arzneimit-
telausgaben 2008 eingespart werden. In den
Vorjahren war das Sparpotenzial noch etwa
doppelt so hoch.

Was die Experten sagen: Gegen die Verteue-
rungen durch neue Mittel ist derzeit kein
Kraut gewachsen, meint Glaeske. Die Koali-
tion hinterlasse eine Gesetzeslücke – auch
bei diesen neuen Mitteln müsse es eine unab-
hängige Bewertung von Nutzen und Mehr-
kosten geben. Doch das ist schwierig. Bei-
spiel Glivec: Mit seinem Krebswirkstoff be-
schritt der Pharmakonzern Novartis Neu-
land. Vergleichsmittel gab es nicht. Folglich
müsste so ein Mittel in seinem Kosten-Nut-
zen-Verhältnis mit Knochenmarktransplan-
tationen bei Leukämiepatienten verglichen
werden, wie Glaeske sagt.

Die Hersteller: Sie machen dagegen freilich
Front. Die Geschäftsführerin des Verbands
forschender Arzneimittelhersteller, Corne-
lia Yzer, betont: „Die Biologicals ermögli-
chen beachtliche Therapiefortschritte bei
multipler Sklerose, Gelenkrheuma und meh-
reren Krebsarten. Insofern ist ihr Anteil an
den Arzneimittelausgaben der Kassen kein
Alarmsignal, sondern ein Zeichen für thera-
peutischen Fortschritt.“

Obama legt Friedensplan vor
US-Präsident Barack Obama (47) will
nach Angaben aus Ägypten Druck ma-
chen, um einen neuen Nahost-Friedens-
prozess mit einem konkreten Zeitplan in
Gang zu setzen. Obama habe der ägypti-
schen Führung einen Nahost-Friedens-
plan auf der Basis der sogenannten
Zwei-Staaten-Lösung präsentiert, hieß
es. Dieser Plan sehe ein Ende des israe-
lisch-palästinensischen Konfliktes bin-
nen zwei Jahren vor. Denselben Plan
habe Obama auch Israel vorgelegt.

Zollitsch greift Piusbrüder an
Der Vorsitzende der
Deutschen Bischofs-
konferenz, Robert Zol-
litsch (70), hat die
geplante Priester-
weihe der Piusbruder-
schaft als „Affront
gegen die Einheit der
Kirche“ scharf kriti-
siert. Am 27. Juni
will die umstrittene
Bruderschaft in
ihrem Priesterseminar Zaitzkofen bei
Regensburg drei Diakone und drei Pries-
ter weihen. Nach dem Kirchenrecht
könne die Piusbruderschaft aber gar
keine Priesterweihe spenden, sagte der
Freiburger Erzbischof.

Attentat auf ein Hotel
Bei einer Autobombenexplosion vor ei-
nem Luxushotel im pakistanischen
Peshawar sind am Dienstag mindestens
elf Menschen getötet und mehr als 30 ver-
letzt worden. Nach unbestätigten Berich-
ten soll unter den Verletzten auch ein
Deutscher sein. Das Auswärtige Amt in
Berlin teilte am Abend mit, man stehe in
Kontakt mit der Botschaft in Islamabad.

Schulhof-CD gegen rechts
Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(53, SPD) unterstützt ein Musikprojekt
gegen Rechtsextremismus in Deutsch-
land. Mit dem Projekt unter dem Motto
„Nazis aus dem Takt bringen – Starke
Stimmen gegen rechts“ sollen Bands
gefördert werden, die sich Rechtsextre-
men aktiv in den Weg stellen und mit
ihrer Musik rechten Parolen eine Kultur
der Toleranz entgegensetzen.

Von Nikolai B. Forstbauer

Die Universität Stuttgart hat ihre Schwer-
punkte in den Ingenieurwissenschaften.
Das ist historisch begründet, ging doch
die Universität aus der Technischen Hoch-
schule hervor. Im immer härteren und
zugleich immer komplexeren Wettbewerb
der Hochschulstandorte um Studierende,
Ranglistenpunkte und Förder-
mittel will Stuttgarts Universi-
tätsrektor Wolfram Ressel nun
die technischen Forschungs-
bereiche ausbauen. Mehr Geld
vom Land aber gibt es nicht –
und so will Ressel bisherige
Professorenstellen der Geistes-
wissenschaften umwidmen.

Ein Anlauf mit Ansage.
Immer weiter sind an der Universität
Stuttgart in den vergangenen Jahren die
Stellenpläne in den Geisteswissenschaften
reduziert worden. Ein Tribut auch an das
Vergessen. An das Vergessen, dass trotz
stets knapper Mittel Hochrangiges
erreicht wurde. Der Philosoph Max Bense
ist zu nennen, Eberhard Jäckel natürlich,
der als Historiker einen neuen Zugang
zum nationalsozialistischen Deutschland
ermöglichte. In der Literaturwissenschaft
haben die Forschungen von Heinz
Schlaffer eine neue Sicht auf das 19. Jahr-
hundert eröffnet, auch die Gesamtkunst-
werk-Debatte ist über den Namen Rein-
hard Döhl fest mit Stuttgart verbunden.
Weltweit stützte man sich in der
Rembrandt-Forschung über Jahrzehnte
auf das Wissen von Werner Sumowski,
und dem Ruf des Romanisten Gerhart
Schröder zu Projekten in Stuttgart folgten
Stars wie der New Yorker Kulturwissen-
schaftler Richard Sennett und der US-
amerikanische Bildhauer Richard Serra.

Der kurze Überblick macht deutlich:
Die geisteswissenschaftlichen Fächer wie
Geschichte, Germanistik, Kunst-
geschichte, Philosophie, Romanistik und
Anglistik waren immer grenzüberschrei-
tend angelegt. Im Elfenbeinturm haben es
sich die Verantwortlichen nie bequem
gemacht. Mehr noch aber: Ihre Über-

zeugung, Querdenken bringt Gewinn,
fand auch bei Unternehmenslenkern im
Land und in der Region Anklang. Aus
berechtigtem Eigeninteresse. Um für
junge Spitzenkräfte interessant zu sein,
forderten die Technologiefirmen IBM und
Hewlett-Packard ebenso wie die Auto-
schmieden in Stuttgart-Untertürkheim
und Stuttgart-Zuffenhausen mehr kriti-

sches Potenzial in der Stadt.

Sehnsucht nach einem unbe-
stimmten Mehr bewegt noch
heute die Bosch-Führungsetage.
Und so unterstützt der welt-
größte Automobilzulieferer über
die Bosch-Stiftung mit dem Pro-
gramm „Art, Science & Busi-
ness“ der Akademie Schloss Soli-
tude in Stuttgart den direkten

Dialog von jungen Wissenschaftlern und
Managern mit internationalen Künstlern
und Kulturvermittlern – und damit eine
Fortführung des an einer Universität
möglichen Dialogs von Natur-, Wirt-
schafts- und Geisteswissenschaften in der
Praxis. Schärfer: Unternehmen kaufen
sich kritisches Denken zu. Und die
Fähigkeit, die größere Selbstverantwor-
tung im Studium für die Ausbildung der
heute immer wichtiger werdenden
Klarsicht im Getümmel der Unterneh-
mensstruktur zu nutzen. Beides können
nur selbstbewusste Studierende und
Lehrende bieten.

In der Chefetage der Universität
Stuttgart scheint man für all dies wenig
Verständnis zu haben. Doch die geplante
Reduzierung – „Es werden“, sagt Rektor
Ressel, „die Bereiche zurückgefahren, die
nicht mehr im Zentrum der Universität
stehen“ – kann auch unternehmerisch
nicht überzeugen. Dieser Verzicht wird
keinen Gewinn bringen, sondern herben
Verlust: Gerade die Spitzentechnologie-
Forschung ist auf kritische, auf eigenwil-
lige Fragen angewiesen. Fragen, die der
Blick über die Naturwissenschaften
hinaus ermöglicht. Querdenken bringt Ge-
winn – im Standortwettlauf wäre damit
nicht das Aus, sondern ein Mehr an Geis-
teswissenschaft in Stuttgart zu fordern.

Die Arznei aus dem Genlabor ist teuer
Krankenkassen ächzen unter Medikamentenausgaben, aber längst nicht jede Pille ist ihr Geld wert

„. . . für Schuldenabbau und Haushaltssanierung!“

Von Wolfgang Molitor

Die riskante Staatshilfe für Opel ist kein
Dammbruch. Erst recht ist sie keine
politische Aufforderung an all diejenigen
Unternehmen, die nicht erst mit der Wirt-
schafts- und Finanzkrise in Schieflage ge-
raten sind und nun schamlos die Unter-
stützung der Steuerzahler einfordern.
Kein Geld für die abgewirtschafteten Ei-
gentümer von Arcandor, für Banken und
Vermieter, sehr wohl aber die Zusage der
Kanzlerin, den Beschäftigten zu helfen –
die Bundesregierung ist auf klarem Kurs.

Da ist es mehr als nur eine Randnotiz,
dass laut einer Forsa-Umfrage ausgerech-
net Wirtschaftsminister Theodor zu Gut-
tenberg in der vergangenen Woche deut-
lich an Ansehen zugelegt hat. Schon im
Fall Opel hatte der junge Christsoziale tap-
fer vor allzu großzügiger Staatshilfe ge-
warnt und in einem Insolvenzverfahren
durchaus ein marktwirtschaftlich adäqua-
tes Instrument gesehen, ein herunter-
gewirtschaftetes Unternehmen wieder

flottmachen zu können. Bei Arcandor hat
die Bundesregierung jetzt Guttenbergs
Sichtweise weitgehend übernommen und
damit deutlich gemacht, dass nicht allein
die Politik, sondern auch der Markt fürs
Krisenmanagement zuständig ist. Das ist
nicht nur konsequent, sondern wird von
den Bürgern auch akzeptiert. Die meisten
können es nicht verstehen, dass gesunde
Firmen durch staatlich aufgepäppelte Sa-
nierungsfälle ins Hintertreffen geraten.

Das Ziel der Arcandor-Insolvenz heißt
jetzt Sanierung und Fortbestand. Nicht
Abwicklung. Selbst Peer Steinbrück
glaubt an neue Chancen. Der SPD-Finanz-
minister hält insbesondere den Versand-
handel des Konzerns in einigen Bereichen
für zukunftsfähig. Damit liegt er ganz auf
der Linie seines CSU-Kollegen Gutten-
berg. Der „Baron aus Bayern“ – wie ihn
die SPD abzukanzeln versucht – taugt da-
mit für die Roten nicht mehr zum blaublü-
tigen Feindbild. Arcandor zeigt, dass Gut-
tenbergs Sachverstand siegt. Die Genos-
sen schwenken ein. Aus gutem Grund.

Kurz berichtet

Leitartikel

„Butter bei die Fische.
Alle Karten auf den Tisch –
und zwar offen,
nicht gezinkt“

Die Haitzinger-Karikatur

SEOUL (AP). Nordkorea hat die Rhetorik im
Streit um seinen jüngsten Atomtest erneut
verschärft. Dabei droht das kommunisti-
sche Regime auch mit einem atomaren An-
griff. „Unsere atomare Abschreckung ist ein
überzeugendes Mittel der Verteidigung
ebenso wie ein erbarmungsloses Mittel zur
Offensive als gerechter Vergeltungsschlag
gegen diejenigen, die die Würde und Souve-
ränität des Landes anrühren“, hieß es in ei-
nem Leitartikel, den die amtliche Nachrich-
tenagentur KCNA am Dienstag verbreitete.
Im UN-Sicherheitsrat laufen Beratungen
über mögliche weitere Sanktionen gegen
Nordkorea wegen des jüngsten Atomtests.

Die Familien von zwei in Nordkorea ver-
urteilten Journalistinnen haben derweil die
Regierung in Pjöngjang um die Freilassung
der beiden Frauen gebeten. In einem Schrei-
ben heißt es, Laura Ling habe eine ernste
Krankheit, die sich durch eine Haft in einem
Arbeitslager verschlimmern werde. Euna
Lee habe eine vier Jahre alte Tochter, die
sich um ihre Mutter zu sorgen beginne, heißt
es weiter. Die zwei Journalistinnen waren
zu zwölf Jahren Arbeitslager verurteilt wor-
den. Den Amerikanerinnen werden illegale
Einreise und Feindseligkeit gegen das korea-
nische Volk vorgeworfen. Beobachter ver-
muten, dass Nordkorea die Frauen als
Druckmittel benutzen will.

¡ Die Islamische Dschihad Union (nach
ihrer englischen Schreibweise IJU
abgekürzt) ist eine ursprünglich aus
Usbekistan stammende Terrorgruppe aus
sunnitischen Islamisten.

¡ Offenbar inspiriert von Osama bin Ladens
Idee eines weltweiten Heiligen Krieges und
den Anschlägen vom 11. September 2001
wurde sie 2002 gegründet und zählt zum
Netzwerk von El Kaida . Die IJU unterhält
Terrorcamps im pakistanisch-afghanischen
Grenzgebiet, von wo sie operiert, und ver-
breitet ihre Propaganda übers Internet. Ihr
gehören bis zu 300 Kämpfer an. Die IJU ver-
folgte regionale Ziele in Usbekistan, hat
ihre Aktionen dann aber bis nach Europa
ausgeweitet und plant vermutlich An-
schläge in Deutschland.

¡ Im Winter 2006 wurde laut Bundes-
anwaltschaft eine deutsche Zelle gegrün-
det, der die 2007 festgenommenen Mitglie-
der der Sauerland-Gruppe angehörten. Sie
sollen in Terrorcamps der IJU im
pakistanischen Bergland ausgebildet
worden sein und bis zu ihrer Verhaftung im
Sauerland Anschläge mit Autobomben vor-
bereitet haben. Auch der deutsche Islamist
Eric Breininger gilt als IJU-Mitglied. Er
taucht auf Videos der Gruppierung auf und
droht mit Anschlägen in Deutschland. (StN)Der tapfere Baron
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